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Große Anfrage 

der Abgeordneten Tatge, Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Ökologische und soziale Folgekosten der industriegesellschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland (II) 


hier: Folgekosten ökonomischer Ineffizienzen 


Das Handeln im Wirtschaftssystem der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist u. a. von der einzelwirtschaftlichen Gewinnmaximierung 
und dem Streben nach Machtaus Weitung bestimmt. Einzelwirt- 
schaftliche Effizienz bedeutet oft gleichzeitig gesamtgesellschaft- 
liche Ineffizienz. 

Die Kosten ungenützter Produktionskapazitäten, von räumhchen 
und sektoralen Fehlallokationen, von Lebenswelt- und Arbeits- 
platzzerstörung als Folge des technischen Fortschritts sowie von 
Produktverschlechterungen müssen von der Gesellschaft ge- 
tragen werden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Nichtoptimal genutzte Produktionskapazitäten 
1.1 Produktionsanlagen 

Die Anzahl der Konkurse belief sich It. statistischem Jahrbuch im 
Jahre 1982 auf 11 915, im Jahre 1983 auf 11 845, im Jahre 1984 auf 
16 750 imd im ersten Quartal 1985 auf 4 487, 

a) Welches Forderungsvolumen hegt diesen Konkursen zu- 
grunde? 

b) In welchem Umfang ist bei diesen Konkursen Realkapital ver- 
nichtet worden? 

c) Wie hoch werden die damit verbundenen gesamtwirtschaft- 
hchen Verluste (Einkommens- und Vermögensverluste) 
geschätzt? 

1 . 1.2 

Die Kapitalproduktivität - das Produktionsergebnis je Einheit des 
Bruttoanlagevermögens - ist im Trend betrachtet rückläufig. 
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a) Wie beurteilt die Bundesregierung den mit dieser Zunahme des 
Kapitaleinsatzes verbimdenen Landschafts- und Rohstoffver- 
brauch einerseits und Vernichtung von Arbeitsplätzen anderer- 
seits? 

b) Ist die Bundesregierung bereit, ihre Wirtschaftspolitik an dem 
Ziel auszurichten, daß mit weniger Kapitaleinsatz dasselbe 
Produktionsergebnis erzielt werden kann? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, welche Mittel hält sie dafür geeignet? 

1 .2 Arbeitskräftepotential 

1.2.1 Kosten der Arbeitslosigkeit 

a) Wie beurteilt die Biuidesregiertmg Berechnungen des lAB, 
nach denen 

— die Summe aus Mehrausgaben und Mindereinnahmen (bei 
öffentlichen Haushalten) bei 2,27 Millionen Arbeitslosen 
54 Milliarden beträgt, 

— sich Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei Berücksichtigung 
der unmittelbaren Entlastungswirkungen (Vorleistungs- und 
Miütiplikatoreffekte) zu 96 % selbst finanzieren, 

— sich Maßnahmen zur individuellen Förderung der Fortbil- 
dung und Umschulimg gesamtwirtschaftlich betrachtet zu 
73 % (durch Minder ausgab en und Mehreinnahmen im Ver- 
gleich zur Arbeitslosigkeit) selbst finanzieren? 

b) Wie beurteüt die Bundesregierung das Verhältnis von einzel- 
wirtschaftiicher Kostenzunahme und gesamtwirtschaftlicher 
Kostenersparnis, das sich durch die Verkürzung der Arbeitszeit 
auf 35 Std. pro Woche ergeben würde? 

1.2.2 Kosten der Dequalifikation 

a) Jährlich zwingt der Arbeitsmarkt ca. 10 bis 11 Millionen Men- 
schen zwischen- und innerbetriebüch zu einem Arbeitsplatz- 
wechsel. 

Ist der Bxuidesregierung bekannt, wie groß der Anteü derjeni- 
gen Wechsel ist, bei denen für die neue Arbeitsstelle niedrigere 
Qualifikation ausreichend war? 

b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung die dadurch entstehen- ^ 

den volkswirtschaftlichen Verluste? 

Welchen Umfang haben entsprechend die ungenutzten pri- 
vaten und öffentlichen Bildungsausgaben? 

1.2.3 Produktivitätsverhiste wegen schlechter Arbeits- 
bedingungen 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung eine vom lAB 1981 durch- 
geführte Befragung bei rund 30 000 deutschen Erwerbstätigen, 
nach der 29 % Lärm, 28 % Monotonie imd 18 % verunreinigte 
Atemluft sowie 14 % Schichtarbeit als bedrückend empfanden? 
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b) Untersuchungen und Schätzungen in den USA haben ergeben, 
daß höhere Löhne, größere Arbeitssicherheit und größere 
Gestaltungsmöghchkeiten gesamtwirtschafthch zu einem Pro- 
duktionszuwachs von bis zu 30 % führen könnten. 

Wie beurteüt die Bundesregienmg diese Untersuchungen im 
Blick auf die Arbeitsbedingungen in der Brmdesrepublik 
Deutschland? 

1.3 Natürliche Ressourcen 

1.3.1 

Nach einer Untersuchimg des Center for the Biology of Natural 
Systems in New York entwickeln sich Arbeitsproduktivität und 
Energieproduktivität in den naturstoffverarbeitenden Wirtschafts- 
zweigen einerseits und den auf synthetischer Basis arbeitenden 
Industrien andererseits gegenläufig. Da sich der Anteil der letz- 
teren am gesamten Produktionsvolumen vergrößert, entwickelt 
sich insgesamt die Energieproduktivität rückläufig. 

Welche Erkeimtnisse liegen der Bundesregierung über die lang- 
fristige Entwicklung der Energieproduktivität in der Vergangen- 
heit vor? 

1.3.2 

Die Entwicklung des Verbrauchs von lücht regenerierbaren Roh- 
stoffen ist steigend. Hierdurch nündert sich deren Bestand, und es 
steigen gleichzeitig die Aufwendungen für die Erschüeßrmg und 
den Abbau weiterer Rohstoffmengen. 

Hält die Bundesregierung wirtschaftspolitische Maßnahmen für 
erforderhch, um diesen Verbrauchstrend umzukehren? 

1.3.3 

Luft, Wasser und Boden stellen selbst Produktionsfaktoren dar, 
deren Produktivität sich durch zunehmende Verunreinigung min- 
dert. 

Wie bexuteilt die Bundesregienmg diese Entwicklung? 


2. Kosten volkswirtschaftlicher Fehlallokationen 


2.1 

In vielen Wirtschaftsbereichen gehen staatliche Subventionszah- 
lungen auf einen wettbewerbsbedingten Aufbau von Überkapa- 
zitäten zurück. 

2 . 1.1 

Kaim die Brmdesregienmg bestätigen, daß die Subventionen für 
die Schiffsbausubventioiüerung seit 1962 ca. 9,54 Milharden DM 
betragen? 

Wie beurteilt die Brmdesregierung die damit verbundenen Wohl- 
fahrtsgewiime im Vergleich zu einer möghchen Andersverwen- 
dung der eingesetzten Mittel? 
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2 . 1.2 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Subventionen für 
die Luft- und Raumfahrtindustrie seit 1963 ca. 3,8 Milliarden DM 
betragen? 

Hält die Bundesregierung diese Subventionierung angesichts der 
hohen ökologischen Folgekosten der Produktion sowie des Einsat- 
zes dieser Erzeugnisse für gerechtfertigt? 

2.2 

In vielen Fällen hat die Subventionspolitik zum Aufbau von Dop- 
pelkapazitäten geführt, d. h. für ein und dieselbe Güter- imd 
Dienstleistungsproduktion stehen zwei miteinander konkurrie- 
rende, nicht ausgelastete Anbiet er Strukturen gegenüber. 

Wie beurteüt die Btmdesregierung 

— die volkswirtschaftlichen Kosten des Nebeneinanders der 
Transportkapazitäten des Straßenverkehrs und der Bundes- 
bahn, wie sie im Gefolge der staatlich geförderten Verdrän- 
gung der Bundesbahn entstanden sind, 

— die Kosten, die bei der Forschimg und Entwicklung sowohl 
durch fehlerhafte Koordination innerhalb der staaüichen Stel- 
len als auch durch fehlende Koordination von staaüicher und 
privater Forschung entstehen? 


2.3 

In dem Gutachten der Monopolkommission wurde wiederholt auf 
die Folgekosten von Wettbewerbsbeschränkungen hingewiesen. 

2.3.1 

Für die USA werden die durch Wettbewerbsbeschränkungen 
bedingten Konsumeinbußen auf 6% des Bruttosozialproduktes 
geschätzt. 

Sind der Bundesregierung entsprechende Angaben für die 
Bimdesrepubhk Deutschland bekannt? 

2.3.2 

Wie beurteüt die Bundesregierung die mit dem Aufbau von 
Marktzutrittsschranken und der Reduzierung von potentieUer 
Konkurrenz und einer entsprechenden Preisverzerrung verbim- 
denen Wohlfahrtsverluste? 

2.3.3 

Für Werbung wurden in der Bundesrepubhk Deutschland im 
Jahre 1984 ca. 10 MiUiarden DM, d. h. etwa 0,6 % des Bruttosozial- 
produktes ausgegeben. Vor diesem Hintergnmd hat die Monopol- 
kommission die Verzerrung der volkswirtschaftiichen AUokation 
durch einen mit Werbung, Lieferungs- und Bezugssperren ver- 
bimdenen ruinösen Wettbewerb beklagt. 

Wie beurteüt die Bundesregierung die damit verbundene Ver- 
schwendung volkswirtschafüicher Ressourcen? 
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2.3.4 

Wie beurteilt die Bundesregierung die insbesondere mit diversifi- 
zierenden Zusammenschlüssen verbundenen volkswirtschaft- 
lichen Zusatzkosten, die sich aus der Aufrechterhaltung überleb- 
ter Produktionsanlagen ergeben? 

2.4 Kosten der Agglomeration 

Nach Angaben des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau leben in der Bundesrepublik Deutschland ca. 56 % 
der Bevölkerung in Regionen mit großen Verdichtungsräumen, 
28 % in Regionen mit Verdichtungsansätzen und 16 % in ländlich 
geprägten Regionen. 

Diese Agglomeration und die Entmischung von Wohnen und 
Arbeiten bringt zunehmende gesellschaftliche Kosten mit sich. 


2.4.1 Wegekosten 

a) Kann die Bundesregienmg Untersuchungen bestätigen, nach 
denen in der Bundesrepublik Deutschland 8,5 Millionen 
Berufstätige auf ihrem Weg zum Arbeitsplatz täglich mehr als 
10 km zurücklegen? 

b) Welche Kosten werden durch die Fahrten zwischen Wohn- und 
Arbeitsplatz jährlich verursacht, und wie haben sich diese 
Kosten im Vergleich zu 1970 entwickelt? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung Kosten, die sich durch Stra- 
ßenverkehrsunfälle, Umweltbelastungen und Zeitverluste auf 
dem Arbeitsweg ergeben? 

d) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über Pendler- 
ströme und die durchschnittlichen Entfernungen zwischen 
Arbeits- und Wohnort in den verschiedenen Regionstypen der 
Bimdesrepubhk Deutschland und die benutzten Verkehrs- 
mittel? 


2.4.2 Grundstücks- und Wohnpreise 

a) Kann die Bundesregierung Untersuchungen bestätigen, nach 
denen die Grundstückspreise in den Großstadtregionen in den 
letzten 25 Jahren doppelt so schnell gestiegen sind wie die 
Baupreise? 

b) Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung agglomerations- 
bedingte Preissteigerungen für Häuser, Wohnungen und 
Mieten? 

c) Welche Folgebelastungen ergeben sich dadurch für die öffent- 
lichen Haushalte (bei Wohnungsbauprogrammen, Wohngeld 
usw.) und für die privaten Haushalte? 

d) Wie beurteüt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
den Leerstand von je nach Schätzungen 300 000 bis 1 Million 
Wohnimgen? 


Drucksache 10/5850 


5 



Drucksache 1 0/5850 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


2.4.3 Sicherheitsaufwendung 

a) Kann die Bundesregierung 

— die Beobachtung des Verbandes der Hausratsversicherun- 
gen bestätigen, daß die Kriminaütät und die Ausgaben für 
Sicherheit in Ballungsgebieten überproportional zunehmen, 

— bestätigen, daß der Umsatz der sicherheitstechrüschen Indu- 
strie ca. 6 Milharden DM im Jahr beträgt? 

b) Wie hoch sind insgesamt die Ausgaben für öffenüiche Sicher- 
heit, für Wach-, Werk- vmd Begleitschutz und für den Einsatz 
von Sicherheitstechnologien? 

2.4.4 Umweltbeeinträchtigungen 

a) Die Wohnungsstichprobe von 1972 hat ergeben, daß in Groß- 
stadtregionen ca. 10% aher Wohmmgswechsel auf Umwelt- 
beeinträchtigvmgen zurückgeführt werden können. 

Karm die Bvmdesregierung die auf dieser Grundlage basie- 
rende Berechnung des Instituts für Umweltforschrmg der Urü- 
versität Dortmund bestätigen, daß für eine Großstadtregion (ca. 
800 000 Einwohner) die Kosten für umweltbedingte Wohmmgs- 
verlagenmgen ca. 3 Mühonen DM betragen? 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung entsprechende 
Ausgaben für das gesamte Bundesgebiet? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung Schätzimgen des Instituts 
für Umweltforschimg Dortmund, nach denen die Kosten für 
zusätzUche Fahrten in Naherholungsgebiete, die wegen einer 
Verschlechtenmg der innerstädtischen Umweltquaütät nötig 
werden, für eine Stadt mit 1,3 Mühonen Einwohner ca. 67 Mü- 
honen DM betragen? 

c) Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregienmg über die 
Folgekosten vor, die durch wetterbedingte Schadstoffkonzen- 
trationen in Baüungsgebieten entstanden sind? 

2.4.5 Kosten des Siedlungstyps 

Wie beurteüt die Bundesregienmg Untersuchungen, nach denen 
in Einfamhienhaussiedlungen die Kosten für kommimale Dienst- 
leistimgen um 660 DM pro Wohneinheit und Jahr imd die Kosten 
des Energieverbrauchs um 480 DM pro Wohneinheit und Jahr 
höher sind als die in Mehrfamüienhaussiedlungen? 


3. Folgekosten des technischen Fortschritts 

Durch die neuen elektrorüschen Produktions- und Informations- 
technologien wird sowohl die Produktionsstruktur als auch die 
Betriebsstruktur grundlegend verändert. 

3.1 

Nach vorhegenden empirischen Untersuchimgen sohen in der 
Bundesrepublik Deutschland durch den Einsatz von Mikrocom- 
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putem in Büro und Verwaltxing ca. 2 bis 3 Millionen Arbeitsplätze 
gefährdet sein. 

Rechnet die Bundesregierung mit einem positiven Saldo aus der 
sich hieraus ergebenden Arbeitsplatzvernichtung und Arbeits- 
platzbeschaffung in den nächsten zehn Jahren, und zieht sie 
dabei die geringe Fertigungstiefe und die rasche Ausdehnungs- 
geschwindigkeit der neuen Technologien in Betracht? 

3.2 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die volkswirtschaftlichen 
Verluste, die durch vorzeitiges Ausmustem von Produktionsan- 
lagen aufgrund des Wettbewerbszwanges entstehen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch degressive 
Abschreibungen dieser Prozeß beschleunigt wird? 

Wie hoch waren die jährhchen Steuermindereinnahmen seit 1982, 
die sich aus den Sonder ab Schreibungen für Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen ergeben haben? 

3.3 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Behauptung, daß mit den 
neuen Technologien eine Polarisierung der Arbeitnehmer verbun- 
den sei, wenn sie z. B. Angaben des BMFT berücksichtigt, denen 
zufolge das Verhältnis von Ungelernten zu Facharbeitern zu Inge- 
nieuren bei der Elektromechanik 15 zu 82 zu 3, bei der diskreten 
Elektronik 20 zu 70 zu 10 und bei den Mikroprozessorherstellern 
35 zu 35 zu 30 beträgt? 

Wie wird sich nach den Erkenntnissen der Bundesregierung ins- 
gesamt die Zahl der Arbeitsplätze entwickeln, die durch neue 
Technologien dequalifiziert werden? 

3.4 

Hält die Bundesregierung die gezielte öffentliche Förderung sol- 
cher Technologien für sinnvoll, die zwar (noch) nicht einzelwirt- 
schaftiich rentabel sind, dafür aber gesellschafthche Folgekosten 
(imd damit ggf. Belastungen für die öffentlichen Haushalte) ver- 
mindern könnten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Wirbelschichtfeuerung? 


4. Produktverschlechterung 

4.1 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich die durchschnitthche 
Lebensdauer repräsentativer, dauerhafter Konsumgüter (insbe- 
sondere bei Radios, Fernsehern, Kühlschränken, Kraftfahrzeugen, 
Kleidung, Möbeln) in den letzten 20 Jahren entwickelt hat? 

4.2 

Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit eine eventuelle Ver- 
kürzimg dieser Lebensdauer auf 
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— eine Verschlechterung der Produktqualität (durch Verringe- 
rung der Haltbarkeit, Streckungs- und Verdünnungszusätze, 
Giftstoffe), 

— einen von neuen Produkten ausgehenden Kaufanreiz zurück- 
zuführen ist, 

und wie beurteüt die Bundesregierung die aus einer vorzeitigen 
Neubeschaffung von Gebrauchsgütern folgenden Ausgaben? 

4.3 

Wie hoch sind die öffenthchen Aufwendungen für Produktions- 
kontroUen bei staatlichen Behörden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufwendungen zusätz- 
licher Produkt- und Lebensmittelkontrollen, die wegen chemi- 
scher Zusätze und Giftstoffe erforderUch sind? 

4.4 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die gesellschaftlichen 
Folgekosten der jüngsten Weinskandale wegen Diäthylenglykol-, 
Flüssigzucker- , Methylalkoholbeimengung ? 

Wie hoch waren im Jahr 1985 die Aufgaben für die behördhche 
Verfolgvmg und Kontrolle? 

Wie hoch waren die sich aus dem Verkaufsrückgang ergebenden 
volkswirtschaftlichen Verluste? 

Bonn, den 15. Juh 1986 

Tatge 

Bueb 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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